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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN UND HINWEISE ZUM BEBAUUNGSPLAN 
"Im Zuckergarten / Neben dem Pfädchen (He 111)" 
 
 
 
1. Planungsrechtliche Festsetzungen 

1.1 Art der baulichen Nutzung 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)  
 
1.1.1 Das im Bebauungsplan festgesetzte Allgemeine Wohngebiet (WA) dient vorwie-

gend dem Wohnen. 
  
 Zulässig sind: 

 Wohngebäude. 
 
 Ausnahmsweise zulässig sind: 

 die der Versorgung des Gebietes dienenden Schank- und Speisewirtschaften 
sowie nicht störenden Handwerksbetriebe, 

 Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche 
Zwecke, 

 Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 
 sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, 
 Anlagen für Verwaltungen, 
 Gartenbaubetriebe. 

 
 Einzelhandelsbetriebe und Tankstellen sind nicht Bestandteil des Bebauungs-

planes und somit unzulässig (§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO). 
 
1.1.2 Bei den in der Planzeichnung dargestellten, bestehenden baulichen und sonsti-

gen Anlagen, die innerhalb der festgesetzten Flächen für die Landwirtschaft lie-
gen, sind Änderungen zulässig. Erneuerungen (Abriss und Neubau) dieser Anla-
gen sind ausschließlich im Falle einer Beschädigung oder Zerstörung durch hö-
here Gewalt im Rahmen einer Wohnnutzung ausnahmsweise zulässig (Erweiter-
ter Bestandsschutz). 

 

1.2 Maß der baulichen Nutzung 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)  
 
1.2.1 Bezugspunkt für die in der Nutzungsschablone festgesetzte Oberkante baulicher 

und sonstiger Anlagen ist die im Bebauungsplan dargestellte derzeitige natürli-
che Geländehöhe an dem Standort, an dem die bauliche oder sonstige Anlage 
errichtet werden soll.  

 An keiner Stelle der baulichen oder sonstigen Anlage darf die festgesetzte Ober-
kante im Verhältnis zu den genannten Geländehöhen überschritten werden. 
Hierbei sind zwischen zwei Höhenlinien die Geländehöhen durch Interpolation 
zu ermitteln. 

 Bei der Gruppierung baulicher und sonstiger Anlagen ist diese Regelung für jede 
einzelne bauliche oder sonstige Anlage gesondert anzuwenden. 
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1.3 Vorkehrungen zum Schutz, zur Vermeidung oder zur Minderung von schädli-
chen Umwelteinwirkungen. 

 (§ 9 Abs. 1 Nr.24 BauGB) 
 
1.3.1 Lärmpegelbereiche 
 

Für Wohnräume ist eine Luftschalldämmung der Außenbeuteile entsprechend 
dem Lärmpegelbereich III gemäß DIN 4109 "Schallschutz im Hochbau - Anforde-
rungen und Nachweise vom November 1989" erforderlich. Für Schlafräume ist 
eine Luftschalldämmung der Außenbauteile entsprechend dem Lärmpegelbe-
reich IV gemäß DIN 4109 erforderlich. 
 

 
Tabelle: Lärmpegelbereiche und erforderliche Gesamtschalldämmmaße der Außenbau-

teile nach DIN 4109 vom November 1989 
Lärmpegel- 

bereich 
Erforderliches Gesamtschalldämm-Maß der jeweiligen Außenbauteile 

(erf. R´w,res in dB) 

  Bettenräume in Kranken-
anstalten und Sanatorien 

 
 

Aufenthaltsräume von Woh-
nungen, Übernachtungsräume

in Beherbergungsstätten, 
Unterrichtsräume und ähnli-

ches 

Büroräume und ähnliches 
 
 

[-] [dB] [dB] [dB] 
II 35 30 30 
III 40 35 30 
IV 45 40 35 
V 50 45 40 
VI * 50 45 

* Die Anforderungen sind hier aufgrund der örtlichen Gegebenheiten festzulegen. 

 
 

1.3.2 Schalldämmende Lüftungseinrichtungen 
 

Schlaf- und Kinderzimmer sind im gesamten Geltungsbereich mit schallgedämm-
ten Belüftungseinrichtungen auszustatten. 
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2. Hinweise 
 
 Verwertung und Versickerung von Niederschlagswasser 

 Gemäß § 2 Abs. 2 Satz 3 des Wassergesetzes für das Land Rheinland-Pfalz (Lan-
deswassergesetz - LWG), soll Niederschlagswasser auf dem Grundstück, auf 
dem es anfällt, verwertet oder versickert werden, soweit dies mit vertretbarem 
Aufwand möglich ist. 

 Zum Zwecke der Verwertung (Nutzung) von Niederschlagswasser als Brauch- 
und/oder Beregnungswasser können Zisternen errichtet werden. Diese sind ge-
mäß § 62 Abs. 1 Nr. 5 Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO) bis zu 50 
cbm Behälterinhalt und bis zu 3 m Höhe genehmigungsfrei.  

 Darüber hinaus soll unverschmutztes Niederschlagswasser breitflächig oder ü-
ber flach angelegte Versickerungsmulden auf dem Grundstück, unter Ausnut-
zung der belebten Bodenschicht (zur Erhaltung und Anreicherung des Grund-
wasserstandes) dem Grundwasser zugeführt werden. 

 Die gezielte Einleitung von Niederschlagswasser in den Untergrund (größere Ver-
sickerungsmulden und Rigolen) bedarf wegen der damit verbundenen Verunrei-
nigungsgefahr des Grundwassers nach § 9 Abs. 2 Nr. 2 des Gesetzes zur Ord-
nung des Wasserhaushaltes (Wasserhaushaltsgesetz - WHG) einer wasserrecht-
lichen Erlaubnis. 

 Das gezielte Einleiten von Niederschlagswasser in ein benachbartes oberirdi-
sches Gewässer ist gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 4 WHG erlaubnispflichtig. 

 Die technischen Ausführungen der Versickerung, die Standorteignung sowie das 
Erlaubnis- und/oder Genehmigungsverfahren sind mit der Stadtverwaltung 
Mainz abzustimmen. 

 

 Besonderer Artenschutz 

 Die Bestimmungen des besonderen Artenschutzes gem. § 44 BNatSchG sind zu 
beachten. Im Vorfeld aller Baumaßnahmen ist rechtzeitig vor Baubeginn festzu-
stellen, ob besonders oder streng geschützte Tierarten bzw. europäische Vogel-
arten von den Baumaßnahmen oder ihren Auswirkungen betroffen sind. In die-
sem Bebauungsplan können dies vor allem Feldhamster und ihre Winterquartie-
re oder brütende Vögel sein. Werden Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG 
berührt, ist eine Befreiung nach § 67 BNatSchG bei der zuständigen Natur-
schutzbehörde zu beantragen. Das Umweltamt der Stadt Mainz berät gerne bei 
Artenschutzfragen.  

 Zur Vermeidung der Vernichtung oder Beschädigung von Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten besonders und streng geschützter Arten dürfen Rodungs- und Fäl-
lungsarbeiten von Gehölzbeständen nur außerhalb der Vegetationsperiode vom 
01.03. bis 30.09. erfolgen. 

 Der Gefährdung der Fauna (Insekten und Vogelwelt) durch Lichteinwirkungen 
bzw. –effekte ist insbesondere durch die Auswahl entsprechender Leuchtmittel 
entgegenzuwirken. 
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 Baugrunduntersuchung 

 Wegen der besonderen Hanglage ist für jedes Neubauvorhaben ein objektbezo-
genes Baugrundgutachten zu empfehlen. 

 

3. Rechtsgrundlagen 
 
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 
(BGBl. I 2004, S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
22.07.2011 (BGBI. I 2011, S. 1509). 

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.01.1990 (BGBl. I 1990, S. 132), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 22.04.1993 (BGBl. I 1993, S. 466). 

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des 
Planinhalts - (Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV 90) in der Fassung vom 
18.12.1990 (BGBl. I 1991, S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 22.07.2011 (BGBI. I 2011, S. 1509). 

Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - 
BNatSchG) vom 29.07.2009 (BGBl. I 2009, S. 2542) zuletzt geändert durch Arti-
kel 5 des Gesetzes vom 06.02.2012 (BGBl. I 2012, S. 148). 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 24.02.2010 (BGBl. I 2010, S. 94), zuletzt geändert durch Arti-
kel 5 Abs. 15 des Gesetzes vom 24.02.2012 (BGBl. I 2012, S. 212). 

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG) vom 
31.07.2009 (BGBI. I 2009, S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 5 Abs. 9 des Ge-
setzes vom 24.02.2012 (BGBI. I 2012, S. 212). 

Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO) vom 24.11.1998 (GVBl. 1998, 
S. 365), zuletzt geändert durch § 47 des Gesetzes vom 09.03.2011 (GVBI. 2011, 
S. 47). 

Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz (GemO) in der Fassung vom 31.01.1994 
(GVBl. 1994, S. 153), zuletzt geändert durch Artikel 142 Abs. 3 des Gesetzes 
vom 20.10.2010 (GVBl. 2010, S. 319). 

Landesgesetz zur nachhaltigen Entwicklung von Natur und Landschaft (Natur-
schutz-gesetz - LNatSchG) vom 28.09.2005 (GVBI. 2005, S. 387). 

Wassergesetz für das Land Rheinland-Pfalz (Landeswassergesetz - LWG) in der 
Fassung Bekanntmachung vom 22.01.2004 (GVBl. 2004, S. 54), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 23.11.2011 (GVBI. 2011, S. 402). 

Denkmalschutzgesetz (DSchG) vom 23.03.1978 (GVBl. 1978, S. 159), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 28.09.2010 (GVBI. 2010, S. 301). 
 
 
Hinweis: 
DIN-Normen und sonstige Regelwerke 
 
Die im Zusammenhang mit den Festsetzungen des Bebauungsplanes genannten 
DIN-Normen oder sonstigen Regelwerke zu Umweltbelangen können beim Um-
weltamt der Stadt Mainz während der Dienstzeiten eingesehen werden.  
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Zu weiteren genannten DIN-Normen oder sonstigen Regelwerken erteilt das 
Stadtplanungsamt der Stadt Mainz entsprechend Auskunft.  
 
 


